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Der Katholische Familien-
verband der ErzdiözeseWien
(KFVW) kritisiert die Fragen
der kommendenWiener
Volksbefragung (7.bis 9.
März) als No-Na-Fragen:Was
sind diewirklichen Probleme
derWiener Bürgerinnen und
Bürger aus Ihrer Sicht?

Cancura: Durch diese No-Na-
Fragen wird von wichtigen
schul- und sozialpolitischen
Fragestellungen abgelenkt.
Einmal sollen wichtige Dienst-
leistungen wie das Wasser vor
Privatisierung geschützt wer-
den, was ohnehin keiner will,
bei der viertenFrage sollenBür-
gerinnen und Bürger aber sehr
wohl privates Geld in die Hand
nehmen,umerneuerbareEner-
gieprojekte zu finanzieren.Was
jetzt? Und bei der Frage nach
der Bewerbung um die Austra-
gung der Olympischen Som-
merspiele 2028 glaubt doch oh-
nehin kein Mensch, dassWien-
Touristen wegen des Sports in
eine Stadt kommen, die nicht
einmal das Stadthallenbad sa-
nieren kann. Viel besser wäre
es, im Kultur- und Bildungsbe-
reichvielmehrGeld indieHand
zu nehmen und die 100 Millio-
nen Euro, die allein für die Be-
werbung notwendig sind, dafür
auszugeben.

Waswäre schul- und sozial-
politisch zu tun – inWien?
Wo gibt es daHandlungs-
bedarf seitens der Politik?

Cancura: Da gibt es so viele

De-facto-Abschaffung der
Leistungen kommt. Man sieht
etwa beimWiener Familienzu-
schuss bei Betrachtung der
jüngsten Budgets ganz deut-
lich, dass die Aufwendungen
sinken, obwohl die Familienar-
mut sicher zugenommen hat.
Deshalb fordern wir die jährli-
che Valorisierung der Einkom-
mensgrenzen sowie der Zu-
schusshöhen. Dies gilt aber
auch für andere Familienleis-
tungenwie etwadie Schulstart-
hilfe in Wien, bei der die Stadt
Wien öffentlichen Schulen
jährlich einen Betrag x pro
Schülerin und Schüler zur An-
schaffungvonwichtigenSchul-
materialien zur Verfügung
stellt: Hier wäre die regelmäßi-
ge Valorisierung all dieser Sät-
ze, die Ausdehnung dieser
Sachleistung auf alle Unterstu-
fenschülerinnen und -schüler,
also auchdieGymnasiasten so-
wie die Hebung der Transpa-
renz an den jeweiligen Schulen
notwendig. Ganz wichtig wäre
es auch, dass dieWiener Stadt-
regierung in Hinkunft das Spe-
kulieren in Fremdwährungs-
darlehen, Derivatgeschäfte,
Cross-Border-Leasing unter-
lässt, weil Steuergeld nicht zum
Spekulieren da ist!

WirddieVerkehrsproblematik
mit demThemaParkplatz-
situation ernsthaft genug
diskutiert?

Cancura: Die für alle wichtige
und umfassende Verkehrspro-
blematik wird überhaupt nicht

ZurWienerVolks-
befragung (7. bis 9.
März): Andreas Cancu-
ra (Katholischer Famili-
enverband der Erz-
diözeseWien) über die
eigentlich brennenden
Themen derWiener
Stadtpolitik.

brennende Themen in Wien:
von den Containerklassen und
der überfälligen Sanierung vie-
ler Wiener Schulgebäude bis
hin zur Tatsache, dass, wer sein
Kind in Wien in einer Privat-
schule unterrichten lässt, nicht
nur das Schulgeld, sondern
auch Schulaktivitäten wie etwa
das Eislaufen aus eigener Ta-
sche bezahlen muss – im Ge-
gensatz zu Eltern von Kindern
in öffentlichen Schulen.

Wasmüsste imHinblick auf
dieWertsicherung der Famili-
enleistungen und die Indexie-
rung aller Anspruchsgrenzen
inWien geschehen?

Cancura: Die Wertsicherung
der Familienleistungen und In-
dexierung aller Anspruchs-
grenzen ist ein wichtiges Anlie-
gen auf Bundes- wie auf Lan-
desebene,weil es sonst zu einer

Bildung und Soziales
sind wichtiger

Vier Fragen können bei der
WienerVolksbefragung (7. bis
9.März) beantwortetwerden:
1.Wie soll die Parkplatzsitua-
tion und Lebensqualität für
Bezirksbewohner/innen ver-
bessert werden?
2. Soll sich die Stadt um die
Austragung derOlympischen
Sommerspiele 2028 bemü-
hen?
3. Die kommunalen Betriebe
bieten der Wiener Bevölke-
rung wichtige Dienstleistun-
gen.ZumBeispielWasser,Ka-
nal,Müllabfuhr, Energie, Spi-
täler, Gemeindewohnbauten
und öffentliche Verkehrsmit-
tel. Sind Sie dafür, dass diese
Betriebe vor einer Privatisie-
rung geschützt werden?
4. Soll die Stadt nach dem
Beispiel der Bürger/innen-
Solarkraftwerke weitere er-
neuerbare Energieprojekte
entwickeln, diemit finanziel-
lerBeteiligungderBürger/in-
nen realisiert werden?

Die vier Fragen

ernsthaft diskutiert. Egal, wel-
che Variante man bei der Park-
platzfrage ankreuzt, könnten
Stadtregierung wie Bezirksver-
tretungen tun, was sie wollen.
Sollte diese Befragung als wirk-
liches Demokratieinstrument
gemeint sein, müssten die Fra-
gen stadtpolitisch wichtige An-
liegen thematisieren! So aber
wird eine wichtige demokratie-
politische Chance verspielt.
Interview: Stefan Kronthaler


